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erläge zu Me. 56 - er Karlsruher Jeituug.
Mittwoch , SS. Februar 1802 .

Aadifcher Landtag.
'

s . öffentliche Sitzung der Erste « Kammer
vom Samstag , den 22 . Februar 1902 .

Triller dem Vorsitze des Ersten Vicepräsidenten Frhrn .
Franz v . Bodman .
(Ausführlicher Bericht.)

- Am Regierungstisch : Der Präsident des Großh .
-Ministeriums des Innern , Geh. Rath vr . Schenkel !,'
Wmsterialdirektor Geh . Rath Becker , die Ministerial -

sL 0r . Krems , Troger , vr . Düringer und
i ^ Nieser.
. Der Erste Vicepr äsident eröffnete die Sitzungum

und gibt bekannt, daß der Durchlauchtigste Prä -
^
Äent durch Unwohlsein an der Theilnahme an der heu-

KMn Sitzung verhindert sei .
tzingekommen sind : ^^ Entschuldigungsschreiben der Herren Geh . Rath Frhr .

^Lrdinand v . Bodman , Geh. Rath Frhr . v . Neubronn,
r Lgr v . Göler , Frhr . v . Röder und Kommerzienrath
Äst.

b. Mittheilungen des Präsidiums der Zwecken Kammer

z, die Genehmigung des Budges des Großh . Mini¬
steriums der Justiz , des Kultus und Unterrichts , ordent -
Wr Etat , Ausgabetitel VIII (Strafanstalten ) und Ein -
HAretitel II (Strafanstalten ) ; ,

b. die ertheilte Zustimmung zu dem Staatsvertrag
M

'
ihen Baden und Bayern , die Fortsetzung der Neben -

<ß^ ahn Miltenberg —Stadtprozelten bis Wertheim be-
tressmd ;

- e. die Annahme des Gesetzentwurfs , die Auflösung der'
Gemeinde Handschuhsheim und deren Vereinigung mit
1er Stadtgemeinde Heidelberg betreffend ;

ä . die Genehmigung des Budgets der Großh . Ober-
« bnungskammer für 1902 und 1903 und die Unbean-
stndeterklärung der Denkschrift dieser Staatsstelle für die
Me 1899/1901 ;

e. die Genehmigung der Anforderungen unter § 1 bis
L des Artikels III des außerordentlichen Etats von dem
Ludget des Großh . Ministeriums der Finanzen für 1902
aid 1903 .

An Petitionen war eingelausen: Petition des
tzemeinderaths und verschiedener Beamten in
Aüllh eim , die Einverleibung der Stadt Müll¬
heim in die zweite Ortsklasse des Wohnungs -
steldtarifs betreffend . Die Petition wurde der Kom-
» ssion für den betreffenden Gesetzentwurf überwiesen .

Frhr . v . Rüdt erstattete sodann namens der Kom¬
mission für Justiz und Verwaltung Bericht über den
Entwurf eines Gesetzes , die Verhütung der
Zerstückelung landwirthschaftlicher Anwesen
tktreffend . Der Zweck des Gesetzentwurfes sei die
JÄmpfung der sogenannten Güterschlächterei , deren nach-
Wige Folgen zu allgemein bekannt seien , als daß es
mm besonderen Hervorhebung derselben bedürfe . Diese
nachtheiligen Folgen , gegen welche die bereits früher er¬
griffenen Abhiliemaßnahmen nichts Hinreichendes ausge¬
richtet hätten, beträfen nicht nur den Einzelnen, sondern
mich die Allgemeinheit. Diese letztere werde insbesondere« doppelter Beziehung in Mitleidenschaft gezogen, einmal
HrLe durch die Güterschlächterei das landwirthschastliche
Proletariat vermehrt und dann sei sie nicht ohne Einfluß« ff die Preisbildung der landwirthschaftlichen Güter .

Es müsse daher als ein verdienstvolles Werk bezeichnet
werden, wenn diesem volkswirthschastlich schädlichen Treiben
vn Wege der Gesetzgebung entgegengetreten werde . Den
Maßnahmen des vorliegenden Entwurfes läge der Gedanke
R Grunde . durch Verringerung des erwarteten Gewinnes
dve Geschäft der Güterhändler als ein weniger gewinn-
ürmgendes zu gestalten und dadurch die den Güterhändler
Reibende Kraft zu unterbinden . Von demselben Gedanken
gehe auch das württembergische Gesetz über die gleiche
Materie vom 23 . Juni 1853 aus ; die mit diesem Gesetze
gemachten Erfahrungen seien günstige und man habe da-
Pü seine Bestimmungen auch in das Ausführungsgesetz
ium Bürgerlichen Gesetzbuche ausgenommen. Der landes-
«chtlichen Regelung der Angelegenheit stünden aus dem
Pnchscivilrechte Hindernisse nicht im Wege , denn durch
»rt . 119 Zjff, 2 des Einführungsgesetzes zum Bürger¬
in Gesetzbuch sei der Landesgesetzgebung auch die Be-
"-Mß eingeräumt worden , derartige die Veräußerung von
Grundstücken einschränkende Bestimmungen zu erlaffen.

Durch das Gesetz solle der gewerbsmäßige, auf Gewinn
^ richtete Güterhandel verhindert werden und zwar da -
? rch, daß die Wiederveräußerung m Therlen , me Zer¬
rung eines bislang in einer Hand bewirthschasteten
Endstückes beschränkt werde . Vielleicht Ware es bester

ffeu . den gewerbsmäßigen Güterhandel an sich unter
bot zu stellen Die Begriffsbestimmung des „gewerbs-

« riakeiten Es werde daher der Weg beschritten ,
den gewerbsmäßigenGüterhandel l^ bst . sondern das

ückeln von Grundstücken m einer gewissen Große
»inen bestimmten Zeitraum überhaupt zu verbieten
von diesem Verbote gewisse Ausnahmen zu machen ,

die entweder aus der Natur der Sache sich ergeben oder
bei welchen die strenge Durchführung eine dem Zweck
des Gesetzes nicht entsprechende Hälte bedeuten würde.

Mit dem Vorgehen der Regierung sei die Kommission
durchaus einverstanden , wie sie Überhaupt zu dem Ergeb-
niß gelangt lei . den Gesetzentwurf mit einigen Aender-
ungen zur Annahme zu empfehlen . Es sei allerdings
nicht zu verkennen , daß die geplanten Maßnahmen Nach¬
theile schwerwiegender Natur zur Folge haben könnten ;allein eine verständige , den thatsächlichen Verhältnissen
entsprechende und Rechnung tragende Handhabung des
Gesetzes seitens der zur Nachsichtsertheilung berufenen
Organe werde diese Nachtheile hintanhalten können . Auch
das württembergische Gesetz habe die zu befürchtenden
Nachtheile nicht zur Folge gehabt ; von den einzelnen
Gesuchen um Nachsichtsertheilung sei nur ein ganz ge¬
ringer Prozentsatz nicht genehmigt worden .

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh . Rath
vr . Schenkel : Redner führt einleitend aus : Wie es
im Gebiete der Arbeiterverhältnisse nicht eine soziale
Frage , die man durch ein Allheilmittel lösen könne, so
gebe es auch nicht eine einheitliche landwirthschastliche
Frage , für deren Lösung e i n durchschlagendes Mittel zu
Gebote stehe. Dort wie hier handle es sich um eine große
Zahl einzelner Lhatbestände, in denen ein Uebelbesrnden
oder eine Erkrankung hervorgetreten sei. Die Abhilfe
sei nur zu erreichen durch die Anwendung sogenannter
kleiner, den einzelnen Thatbeständen angepaßter , zweck¬
mäßiger Mittel . Wenn es auch zweifellos Aufgabe des
Staates selbst sei, derartige Mittel zu suchen und die ge¬
fundenen anzuwenden, so müsse aber auch aus den Kreisen
der Betheiligten heraus , natürlich mit Unterstützung des
Staates und kommunaler Verbände, an der Verbesserung
ihrer wirthschaftlichen Lage gearbeitet werden.

Um ein Eingreifen gegenüber einem derartigen That -
bestand, welcher schon seit längerer Zeit erhebliche Miß¬
stände für die Landwirthschaft hervorgerufen habe, handle
es sich bei dem vorliegenden Gesetzentwurf . Derselbe sei
gerichtet gegen die im Wege des Güterhandels sich voll¬
ziehende Zertrümmerung und Auftheilung bäuerlicher
Anwesen. Diese gewerbsmäßige Güterzerstückelung habe
insbesondere im Laufe der Jahre zu der sozial außer¬
ordentlich bedauerlichen Thatsache des Verschwindens
eines nicht unbeträchtlichen Theiles mittlerer bäuerlicher
Anwesen geführt ; sie Habe dann aber auch — wie schon
der Herr Berichterstatter angedeutet habe — dazu bei¬
getragen , daß die Güterpreise über das an sich zweck¬
mäßige und zu rechtfertigende Maß hinaus gestiegen
seien . In dieser Steigerung liege eine Haupt¬
kalamität für die Landwirthschaft. Man habe zunächst— und er wolle in dieser Beziehung Bezug nehmen auf
die Regierungsbegründung und den Kommissionsbericht— durch andere Mittel dieser Hofmetzgerei , wie man die
gewerbsmäßige Güterzerstückelung im Oberland nenne ,
beizukommen versucht ; doch hätten diese Mittel die Abhilfe
nicht in dem gewünschten Maße gebracht . Nach umfassen¬
den Erhebungen bei den Bezirksämtern und nach ein¬
gehender Berathung im Landwirthschaftsrath habe die
Regierung die Auffassung erlangt , daß ein weiterer
Schritt gethan werden müsse, daß im Wege der Gesetz¬
gebung eine Handhabe zur Bekämpfung der Mißstände
zu schaffen sei . Dies solle nach dem Gesetzentwürfe da¬
durch erreicht werden, daß eine bedingte und auf eine be¬
stimmte Zeit beschränkte Untheilbarkeit für mittlere und
größere landwirthschastliche Anwesen eingeführt werde.
Durch diese Bestimmungen des Entwurfs werde die ge¬
werbsmäßige Güterzerstückelung insofern wirksam zurück¬
gedrängt werden, als durch das für beträchtliche Zeit wir¬
kende Zertrümmerungsverbot der Hauptantrieb zur Vor¬
nahme der bezüglichen Geschäfte, die Aussicht auf Gewinn ,
beseitigt werde. Die Regierung fei überzeugt , daß durch
ein solches Gesetz jene Mißstände wesentlich verringert
werden können. Sie stütze sich dabei ans die vorhandenen
Erfahrungen , die man innerhalb der letzten 50 Jahre in
Württemberg mit einem ähnlichen Gesetze gernacht habe,
das für den vorliegenden Entwurf vorbildlich gewesen
sei .

..Redner dankte zum Schlüsse der Kommission für rhre
gründliche, rasche und wohlwollende Behandlung des Ent¬
wurfs , um dessen Annahme er das Hohe Haus ersucht.
Die seitens der Kommission bei Einzelbestimmungen des
Entwurfs beschlossenen Aenderungen seien Verbesserungen
des Entwurfs , die er dankbar begrüße.

Hiermit ist die allgemeine Diskussion geschloffen und
es wird in die Spezialberathnng eingetreten. Der Be¬
richterstatter Frhr . v . Rüdt erläutert unter Bezugnahme
auf den gedruckten Kommissionsbericht die einzelnen Be¬
stimmungen des Gesetzentwurfs und die von der Kommis¬
sion vorgeschlagenen Aenderungen. zu W 1 , 5 und 7 und
stellt sodann den Antrag :

Hohe Erste Kammer wolle dem Gesetzentwürfemit den erwähnten Abänderungen ihre Zustimmungertheilen.
Der Ankag wurde in namentlicher Abstimmung ein¬

stimmig angenommen .
Sodann erstattete Geh . Hofrath vr . Rümelin denBericht der Pettttonskommisfion über die Petition des

deutsch - nationalen Handln ngsgehilfen - Ver -bandes ( Ortsgruppe Heidelberg ) über gesetz¬geberische Maßregeln gegen das Ueberhand -
nehmen der sogenannten Waarenhäuser , Ba¬
zare und Konsumvereine . Die Petition verlangeeine stufenweise steigende Umsatzsteuer für die Waaren¬
häuser verbunden mit einer Branchesteuer und stimme somit,abgesehen von dem letzteren Zusatze , genau mit der Pe-tion überein , die in der letzten Landtagssession von dem
Landesausschuß des Verbands badischer Gewerbevereine audas Hohe Haus gerichtet und hier einaehend berathenworden sei . Die vorliegende Petition enthalte keinerlei
Begründung , das einzig Neue , das im Verhältniß zufrüheren Petitionen vorliege , bestehe in der Thatsache ,daß die Petenten auf demselben Standpunkt stünden , wiedie Verfasser der früheren Petition . Diese Thatsache er¬
scheine der Kommission nicht so wichtig , daß sie wegenderselben eine erneute Behandlung der Frage oder auchnur eine Mittheilung an die Großh . Regierung beantragen
möchte. Die Kommission stelle deshalb den Antrag ,über die vorliegende Petition zur Tagesordnung

überzugehen.
Der Antrag wurde einstimmig und debattelos ange¬nommen.
Frhr . v . Rüdt referirte sodann namens der Petitions¬

kommission über die Bitte der Bezirksbaukontro -
leure und der Ortsbaukontroleure von Karls¬
ruhe und Mannheim , die Verstaatlichung ihrer
Stellen betreffend .

Redner kommt zunächst auf die dienstliche Stellung derOrts - und Bezirksbaukontroleure zu sprechen und führtdann , unter Bezugnahme auf den gedrucktenKommissions¬
bericht aus , daß die gegenwärtige Dienststellung dieser
Personen zu erheblichen Bedenken Anlaß gebe und schon
öfters von den verschiedensten Seiten zum Gegenstand von
Petitionen gemacht worden sei . Die Regierung sei der
Verstaatlichung der Stellen der genannten Personen nicht
abgeneigt, und auch die Kommission sei bei ihren Bera¬
thungen zu dem Ergebniß gekommen, daß wenn den Pe¬titionen auch nicht durchweg zuzustimmen sei , doch das
Ziel der staatlichen Anstellung der Orts - und Bezirks¬baukontroleure als wünschenswerth bezeichnet werden müsse.Sie stelle daher den Antrag :

Hohe Erste Kammer wolle die vorliegenden Peti¬tionen , soweit dieselben auf Verstaatlichung der Stellen
der Bezirksbaukontroleure, sowie auf Verstaatlichungder Stellen der Ortsbaukontroleure gerichtet sind ,Großh . Regierung empfehlend überweisen.

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh . RathOr . Schenkel : Daß der gegenwärtige Zustand hin¬
sichtlich der Anstellung der Orts - und Bezirksbaukontro-
leure kein befriedigender sei, habe die Großh. Regierung
längst erkannt . Sie sei auf diese Thatsache auch hinge¬
wiesen worden durch die zahlreichen , diese Frage berüh¬renden Petitionen , welche schon seit mehreren Jahren anden Landtag gelangt seien . Wenn trotzdem in diesem
Augenblick noch 'nicht möglich sei , mit endgiltigen Vor¬
schlägen wegen Aenderung des gegenwärtigen Zustandes
hervorzutreten , so liege der Grund hierfür in den Schwie¬
rigkeiten , die einem Eingreifen theils aus sachlichen,theils ans persönlichen Gründen entgegenständen . Handlees sich doch darum , eine ganze Kategorie widerruflichverwendeter , auf Gebühren angewiesener Personen in die
Reihe nichtetatmäßiger und etatmäßiger Beamter hinüber¬
zuführen . Hierdurch werden dem Staate bedeutende Aus¬
gaben erwachsen ; und wenn schon überhaupt au eine der¬
artige weitere Belastung der Staatskasse nur mit großer
Vorsicht herangegangen werden dürfe, so sei diese Vor¬
sicht gerade in der gegenwärtigen Zeit der gedrückten
finanziellen und wirthschaftlichen Lage doppelt nöthig .
Grundsätzlich sei die Großh . Negierung der Ansicht, daß
es wünschenswerth sei, die vorliegende Frage im Sinne
der Ausführungen des Kommissionsberichtes ihrer Lösung
entgegcnznsühren , so daß also Orts - und Bezrrksbau-
kontröleure als staatliche Beamte angestellt würden. Wie
aber dieses Anstellungsverhättniß nach den verschiedenen
dabei in Betracht kommenden Gesichtspunkten des Näherenanszugestcilten sei , bedürfe noch reiflicher Erwägungen ,die bisher nicht znm Abschluß gelangt seien. In ersterLinie werde es sich fragen , in welchem Untergeordneten-verhältniß die neuen Beamten stehen sollten, ob sie denBezirksbauinspektionen als zum größten Theile außerhalbdes Dienstsitzes derselben amtirmde Assistenten mtterstelltoder ob sie in Unterordnung uitter die Bezirksämter die¬sen als Beamte beigegebsn werden sollten . Dann wärenäher zu prüfen , wie das Gebührenwesen für die neuenBeamten behändest werden solle, damit der Staat , derja die Gebuhten zu bezahlen halte, nicht übermäßig be¬lastet würde . Damit in Zusammenhang stände die andere
Frage , in welchem Umfange und unter welchen Voraus¬
setzungen den genannten Beamten die Besorgung von Ge¬
schäften für die Gemeinden und für Private auch in Zu¬
kunft noch gestattet werden solle.

Wenn man grundsätzlich die Verstaatlichung der Stellen
der Orts - und der Bezirksbaukontroleure genehmigt haben
werde , so werde die Verstaatlichung doch nicht allzu rasch
vor sich gehen können ; bei den vielfachen persönlichen
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Interessen , die sich an den gegenwärtigen Zustand geknüpft
hätten , sei wohl ein stufenweises Vorgehen geboten .

Wenn der Antrag der Kommission bezwecke , dis Pe¬
titionen der Regierung in dem Sinne empfehlend zu über¬
weisen , daß die Regierung mit thunlichstem Wohlwollen
an die Behandlung derselben herangehe , so könne er sich
mit demselben durchaus einverstanden erklären ; daß die
Bitte der Petenten sehr rasch, gar noch auf diesem Land¬
tage , erfüllt werde, darüber allerdings könne er keine Zu¬
sage machen.

Der Berichterstatter bemerkt auf den Schlußsatz
der Ausführungen des Herrn Präsidenten des Ministeriums
des Innen : , daß auch die Kommission der Ansicht wäre , daß
die Frage nicht so schnell der Lösung entgegengeführt wer¬
den könne . Der Antrag der Kommission wurde sodann
einstimmig angenommen.

Es kommt sodann zur Verhandlung die Petition der
Stadtgemeinde Gengenbach um Wiedererrich¬
tung eines Beziksamts . Der Berichterstatter Frhr .
v . Rüdt bemerkt , daß die Petitionskommission dieser
Petition gegenüber auf demselben Standpunkt stehe wie
derjenigen, die während des letzten Landtages eingereicht
worden sei . Sie verkenne nicht , daß die Errichtung eines
Bezirksamtes in Gengenbach im Interesse der Einwohner
von Gengenbach und wohl auch im Interesse der meisten
zum Amtsgerichtsbezirk Gengenbach gehörigen Orte liege ,
daß sie aber im dienstlichen Interesse liegend nur dann
angesehen werden könne , wenn die Geschäfte des neuen
Amtes einen Umfang erreichten , daß zwei Beamte oder
mindestens ein Beamter und ein Referendär beschäftigt

werden könnten. Neues Material zur Beurtheilung der
Petition liege seit dem letzten Landtage nicht vor, die
Sache sei noch nicht genügend geklärt und die Kommission
halte daher eine empfehlende Ueberweisung der Petition
an die Regierung für nicht gerechtfertigt. Sie komme
daher zu dem Antrag : die Petition der Groß¬
herzoglichen Regierung zur Kenntniß -
nahme zu überweisen .

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh . Rath
vr . Schenkel : Wenn auch nicht zu verkennen sei , daß
das Bestehen vieler kleiner Bezirksämter für die Staats¬
verwaltung große Vortheile habe, so müsse doch mit der
Vermehrung der Zahl der Bezirksämter in Baden mit
großer Vorsicht vorgegangen werden und bei der Frage
der Errichtung eines neuen Bezirksamts müsse in erster
Linie der Gesichtspunkt »naßgebend sein, ob die Errich¬
tung des Bezirksamts nach den Interessen der Verwal¬
tung zweckmäßig wäre . Diese Interessen verlangten , daß
das Bezirksamt einen so großen Bezirk erhalte , daß an
dem Amte zwei Beamte oder doch mindestens noch ein
Referendär neben dem Amtsvorstande beschäftigt werden
könnten . Würde das Bezirksamt Gengenbach nur die Ge¬
meinden umfassen , die den Amtsgerichtsbezirk Gengenbach ,
bildeten , so wäre der neue Bezirk zu klein , um eine aus - »
reichende räumliche Geschäftsunterlage für das neue Amt
zu bilden . Es ließe sich die Errichtung des Amtes
Gengenbach nur dadurch ermöglichen , daß den Gemein¬
den des Amtsgerichtsbezirks Gengenbach Gemeinden aus
anderen Bezirken (so etwa aus den Bezirken QUenburg ,
Wolfach oder Lahr ) zugetheilt würden . Diese Zütheilung

an ein anderes Amt entspräche nun aber nicht durck ^den Wünschen der Bewohner der hier in Betracht kon^ ^
den Gemeinden . Ob und in welcher Weise unter E "
rücksichtigung dieser Gesichtspunkte die Bildung
Amtsbezirkes Gengenbach vorgenommen werden kZim ?
darüber seien noch Erhebungen des Ministeriums des ^ '
nern im Gange . Diese Erhebungen gerade im
wärtigen Zeitpunkte zu beschleunigen, liege kein
vor . Denn die Frage der Errichtung des BezirksanckL
Gengenbach sei keine dringende , und es würde die N»/
errichtung des Amtsgebäudes und die sonstige Einrichhn,

'
des neuen Amts jedenfalls mit nicht unerheblichen Koste »verbunden sein ; solche Aufwendungen zu machen sei aber
gerade jetzt, bei der ungünstigen Finanzlage , nicht die rich .
tige Zeit . Sollte gar noch die Wiedererrichtung des Be¬
zirksamts Gengenbach dazu Anlaß geben, daß auch nochandere frühere Amtsstädte nach einer gleichen Bersch
sichtigung drängten , so würde die Sache vom Gesicht
punkte des Aufwandes noch bedenklicher sich gestalten, g -
sei daher auch für Gengenbach am besten, wenn im gegen!
wärtigen Zeitpunkte nicht an die endgiltige Lösung dieser
Frage geschritten werde . Im übrigeen werde mit den zur
Vorbereitung der Lösung erforderlichen Erhebungen tor^
gefahren .

Der Antrag der Kommission wurde hierauf einstimM,
angenommen und sodann die Sitzung geschlossen .

Berantwortltcher Redakteur:
(in Vertretung von Julius Satz ) Adolf » erüt «, d, »« ^ 4-

Marktpreise der Woche vom 16 . Februar bis 23 - Februar 1902 . (Mitgethetlt vom Großh . Statistischen Landesamt .)

irhebung Sorte K
er

ne
n

R
og

ge
n

G
er

st
e

H
af

er

00
1

K
ilo

gr
am

m

ilzingen .
onstanz *)

Radolfzell
Meßkirch .
Pfullendorf
Stockach .
Ueberlingen
Billingen .
Bonndors .
Breisach *)
Emmendingen
Endingen .
Lenzingen
Ettenheim
Freiburg .
Müllheim .
Schopfheim*!
Lahr . .
Offenburg
Rastatt . .
Bruchsal *)
Durlach .
Karlsruhe *)
Mannheim
Mosbach »)
Werthetm *)

*) Preise

17 30

16 .50

i - . - 1S .70
14 .5015 50 16 .50
15 .20 !15 06 16 .35

- .- 15 .16
14 . - l 14 .83 16 .10

14 50 — — 16 .41

Konstanz .
Stockach .
Ueberlingen
Donaueschingen
Billingen
Waldshut
Breisach *)
Ettenheim
Freiburg
Lörrach
Müllhetm
Kehl .
Lahr .
Offenburg
Baden *)
Rastatt *)
Bruchsal
Durlach
Ettlingen
Karlsruhe *)
Pforzheim
Mannheim
Schwetzingen
Heidelberg*)
Mosbach .
Wertheim*)

für Getreide- bezw . Futterartikel nach Erhebung bei größeren

.- 16 - 16 .—

13 5̂0 is !— 15 ^—
j13 — 14 .50 16 50
14 — 14 .50 !17 .—
13 .73 — - 16 .46
04 .— !15 .—i16 .50
15 — 15 . - 15 —

'— .- 14 .- . 16 .- 16 .-
— .— 14 .10 - .- 16 .25
- .- ,14 5015 .50 !17 .50

>17 .5015 .- !07 .50 '18 .— !

18 .3318, -Al5M !17 33 17 2̂8
17 .L0 17 .5015 .— !16 6016 .—I
18 50 17 .5016 5016 .50 17 .— !
17 .- 17 .- 15 .- .— 16 —

Erhebungsorte

Stroh

100 Kilogramm

ßZ

^»l
Brod K V R L

L K
r-»

V
Brennöl "Z

KZ
KI

L

Q
K

JAM
Sorte

§
d
0

"Ä-
S
SS

rL.

SS
s
8

«s >
S'S-
V

S
«
G

Z ! 8
r:
G
-r
N

L «

1 Kilogramm o 1 Liter 1 Ster

Ruhr -
kohlen kohlen

§ rr >8« L ----Z § 5
ZL

'G

100 Kilogramm
^

»4L »4L -1 ' -z -r s!. a? ^ 1 1 eH -4 ^L
7 .— 6 - 7 .— 6 .50 38 34 24 s6 148 140120152 150152 200 70 Ä 88 13 — 11 .50

>6 50 5 .— 8 .— 5 — 40 36 27 28 140 136120140 140150 220 70 22 100 10 .50 8 .50
5 .50 5 .— 7 .- 5 . - 32 26 24 28 136 128 110 136 120 144 170 65 24 70 11 .40 10 .—
5 50 4.50 7 .20 5 .20 36 ! 32 25 36 140 140 120140 120 160 220 70 24 80 12 . - 9 .-
5 .— 4 .50 6 .40 6 . - 40 38 27 30 140140130145 135150 172 68 24 120 10 .50 8 .70
6 —
6 —

5 . -
4 .50

7 .-
7 .-

6 .-
4 .50

38
40

30
35

27
2«

32
30

128 128100 140
140 128 120150

14014 »
140150

190
200

80
70

24
21

90
75

10 .—
11 .50

8 .-
9 —

7 .— 6 - 8 . - 6 — 32 22 22 26 — 120 120 152 - !140 200 65 24 85 12 .— 8 .—
7 .— 6 50 7 .50 5 .- 42 ! 32 25 , 26 144,136 96160 160160 210 70 22 80 11 .50 9 .50
5 .50 4.80 7 .- 5 .40 38 — 27 44 , 140130 100 150 140140 230 100 21 70 11 — 9 . -
6 .50 6 - 6 — 4 .80 40 26 25 32 140120100 140 150 'lSO 200 70 20 80 12 .— 7 . -
8.- - 10 .— 5 .60 44 40 27 32 144140132 144 140140 210 80 20 80 11 .— 8.50
6 .80 6 .20 8 .— 5 .50 36 24 24 29 148136 136 160 140152 210 70 20 80 12 .— 9 .—
8 .60 7 .50 9 .- 4 .90 40 26 26 , — 148,140 130 140 140150 220 75 20 70 12.50 10 .50
6 .40 — .- 9 . - 4 .20 50 43 32 34 , 150140 100 155 150155 220 80 24 90 13 .— 11 —
6 .80- .- 850 4 .68 40 32 26 35 140128110140 140150 220 70 20 80 12 .— 9. -
7L0 6.- S - 4.- 36 26 26 88 148 136 — 152 140 152 230 80 22 80 15 .— 12 .—
6.50 6 — 8.50 4 .20 40 30 26 40 144U32 100 152 140 152 220 80 21 80 13 .— 11 —
6 .50 5.— 8 .- 4 .40 82 24 25 30 1401128 — 140 120152 230 80 22 75 14 . - 10 .—
7 .—- .- 9 .- 4 .2» 40 34 28 . 37 « 140 128,104 148 130152 230 70 22 80 11 .25 10 .25
5.- 5 .— 7 . - 440 36 30 23 26 136128 — 144 132 152 230 80 24 80 13 . - 8 .59
7 .— 6 - 9 . - 7 .- 40 32 24 27 1501401120160 150 -160 240 60 19 80 14 .— 13 . -
8 .- - .- ' 7 .50 6 - 40 30 25 25 140 140110IS2 140152 260 80 24 70 13 .—
7 .- 4 .- - 9 .- 4 .— 40 38 28 — 148,140 — 152 152,160 200 70 20 70 15 .—
8 .— 7 .- ! 8 .50 4 .50 36 28 22 26 — 128 — 140 — 152 200 70 22 70 15 .— 13 .50
8 .— 6 - 8 .- 4.— 40 28 23 — — 130 90 130 100140 192 70 22 80 10 .— 9 .—

330 ! 380
380 ! 386
4001340

300

420
380
330
420

330
320

350

260
250
250
270
310
230
250
220
320
340

270
420
400
320
280

l 4 ^
360M
340 340
340
Msg »
270«280
320

!380

300

260
300
240
190
220
220
220
230
180
220
210
280
290

888
A»
2LV310

320
310
260

'.280 -
280 28»

24S

M >

250
250
230

' 246

27»

IS»
22»
21»
IS»

260' -

250! 22»
19018 »
300 2K8

Geschäften bezw . Händlern, Müllern , Fuhrleuten und Landwirthen.

Bürgerliche Rechtsstreite.
Ladung .

Q '518.2 Nr . 3061 . Karlsruhe .
Die Karlsruher Braueretgesellschast
vorm. K . Schrempp in Karlsruhe ,
vertreten durch die Rechtsanwälte Or .
Binz und May in Karlsruhe , klagt
gegen den Wirth Johann Belle und
deffen Ehefrau Bertha Belle, früher
in Karlsruhe , Kronenstraße Nr . 56,
jetzt an unbekannten Orten abwesend ,
unter der Behauptung , daß ihr der
beklagte Ehemann aus Bieriieferungen
restlich 5833.12 M . schulde und daß
die mitbeklagte Ehefrau für diesen Be¬
trag die sammtverbindlicheHaftbarkeit
übernommen habe mit dem Anträge ,
die Beklagten seien sammtverbindlich
haftbar schuldig an die Klägerin M .
5833.12 nebst 5°/ , Zinsen vom Klag¬
zustellungstag zu bezahlen und die
Kosten des Rechtsstreits zu tragen .

Die Klägerin ladet die Beklagten
zur mündlichen Verhandlung des
Rechtsstreits vor die Kammer für Han¬
delssachen des Großhcrzoglichen Land¬
gerichts zu Karlsruhe auf

Mittwoch den 9 . April 1902 ,
Bormittags 9 Uhr ,

mit der Aufforderung, einen bei dem
gedachten Gerichte zugelaffenen Anwalt
z« bestellen .

Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬
stellung wird dieser Auszug des Klage
bekannt gemacht .

Karlsruhe , den 17 . Februar 1902 .
Lipp ,

Gerichtsschreiber des Gr Landgerichts.
Aufgebot .

O 596 .1 . Müllhcim . Sabine
Kappus Witwe geborene Braun in
Offenburg hat beantragt die ver¬
schollenen :

1 . Johannes Braun , geboren am
9 . Juli 1848 ,

2 Ludwig Braun , geboren am 15 .
Juli 1857 ,

3 . Maria Katharina Braun , geboren
14. Juni 1859 ,

4 . Luise Barbara Braun , geboren
am 10 . Februar 1862 ,

5 . Anna Maria Braun , geboren am
2 . August 1864,

sämmtliche geboren in Obereggenen

und zuletzt dort wohnhaft, und angeb¬
lich nach Amerika ausgewandert für
todt zu erklären.

Die bezeichnten Verschollenen werden
aufgefordert, sich spätestens in dem auf
Mittwoch den 1 . Oktober 1902 ,

Vormittags 10 Uhr,
vor dem Großß . Amtsgericht Müllheim
anberaumten Aufgebotstermine zu mel¬
den , widrigenfalls die Todeserklärung
erfolgen wird.

An Alle , röelche Auskunft über
Leben oder Tod der Verschollenen zu
erthcilen vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens im Aufgebots-
rermine deni Gerichte Anzeigejzumachen .

Müllheim, den 21 . Februar 1902 .
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Schiel .
Aufgebot .

Q 560 .1 . Achern . Landwtrth
Anton Köhler in Faulenbach hat
als Abwesenheitspfleger mit vormund-
schaftsgerichtlicher Genehmigung die
Todeserklärung des am 7 . Januar
1851 in Faulenbach geborenenCigarren -
machers Valentin Büchele , welcher
im Jahre 1872 nach Amerika ausge¬
wandert und von deffen Leben fett dem
Jahre 1883 keine Nachricht mehr ein¬
gegangen ist, beantragt .

Der bezeichnet ? Verschollene wird
auftefordert , sich spätestens im Aufge¬
botstermine am
Freitag den 10 . Oktober 1902 ,

Vormittags 10 Uhr ,beim Großh . Amtsgericht Achern zu
melden , widrigenfalls seine Todeser¬
klärung erfolgen wird.

Zugleich ergeht an Alle, weiche Aus¬
kunft über Leben oder Tod des Ver¬
schollenen zu geben vermögen , die

- Aufforderung , spätestens im Aufge¬botstermine davon an genanntes Gericht
Anzeige zu machen .

Achern , den 18 . Februar 1902.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts:

I . B . :
G r ä ß e l.
Aufgebot -

Q '517.2 Nr . 6019 . Heidelberg .
Adam Bruder I , Landwirth in

! Mückenloch hat die Todeserklärung des
, im Jahre 1872 nach Amerika ausge-

! wandelten und seit 1873 sich an unbe-
! kannten Orten aufhaltenden Metzgers
Jakob Bruder von Mückenloch be-

! antragt . Es ergeht deshalb die Auf-
! forderung an Alle, welLe Auskunft
über Leben oder Tod des Verschollenen
zu ertheilcn vermögen, spätestens im
Termin vom

! Freitag den 19 . September 1902 ,
Vormittags 9 Uhr ,

! dem Großh . Amtsgerichte dahier An¬
zeige zu machen .

Gleichzeitig geht die Aufforderung
! an den Verschollenen , sich spätestens
- imAufgebotsterminezumelden,widrigen-
! falls die Todeserklärung erfolgen werde .

Heidelberg, den 14 . Februar 1902 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

H e r r e l.
Aufgebot .

O '573 .1 Nr . 5185. Lörrach .
! Das Gr . Amtsgericht hier hat unterm
' 14 . ds . Mts . erlaffen folgendes Auf-
, gebot :

Friedrich Wilhelm Jtzin von
Binzen, geboren am 6. Juni 1842 , ist
verschollen und wird aufgefordert, sich
spätestens im Termin vom
Dienstag , 23 . September 1902 ,

Vormittags 10 Uhr ,
zu melden , widrigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgt. — Alle , die Aus¬
kunft über Leben oder Tod des Ver¬
schollenen zu ertheilen vermögen, wer-

! den aufgefordert, spätestens in diesen:
Termin dem Gericht Anzeige zu
machen .

Lörrach, den 20. Februar 1902 .
Gerichtsschreiberei Gr . Amtsgerichts.

Stetnmann .
Aufgebot .

Q '561 .1 Nr . 67171 . Mannheim .
Auf Antrag des Fuhrmanns Karl

! Kloos in Mannheim wird wegen der
ihm abhanden gekommenen Police Nr .
39147 der Kölnischen Lebensversicher¬
ungsgesellschaftConcordta zu Köln vom
26 . November 1872 lautend auf 1000
Gulden S . W . das

, -i Aufgebot
erlaffen , und Aufgebotstermin be-

- stimmt auf
Mittwoch den 5 . November 1902 ,Vormittags 11 Uhr ,

vor Großh . Amtsgericht Mannheim
Abth. II , 2 . Stock , Zimmer Nr . 9.

Der Inhaber der Police wird auf¬
gefordert, spätestens im Aufgebotster¬
mine seine Rechte bet dem bezeichnten
Gerichte anzumelden und die Police
vorzulegen, widrigenfalls die Kraftlos¬
erklärung der Police erfolgen wird.

Mannheim, den 13 . Februar 1902 .
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts .

Ehrt st .
Konkurse.

Q '592 . Müllheim . In dem
Konkursverfahren über das Vermögen
des Friseurs Gustav Stahl in
Badenweiler ist Termin zur Prüfung
der nachträglich angemeldeten Forde¬
rung auf

Mittwoch den 5. März 1902,
Vormittags 11 Uhr ,und zur Abnahme der Schlußrechnung

und zur Erhebung von Einwendungen
gegen das Schlußverzcichniß, Schluß¬
termin auf

Mittwoch den 26 . März 1902 ,
Vormittags 11 Uhr ,vor dem Gr . Amtsgericht Müllheim

bestimmt .
Müllheim, den 19 . Februar 1902.

Gerichtsschreiber Großh . Amtsgerichts .
Schiel .
Konkurs .

Q '594 . Nr . 83851. Mannheim . ,Das Konkursverfahren über das Ber - !
mögen der Kleidermacherin Elise
Brandt hier ist, nachdem der Schluß¬
termin abgehalten ist, gemäß Z163 K .O .
«ufgehoben worden.

Mannheim, den 21 . Februar 1902 .
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts : -

Christ .
Konkurs .

Q .593 . Nr . 8227II . Mannheim . !
Das Konkursverfahren über das Ber - I
mögen des Kaufmanns Otto Mettler !
in Mannheim wird nach erfolgter
Schlußvertheilung aufgehoben .

Mannheim, den 22 . Februar 1902.
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Christ .
Bermögensabsonderuug.

Q544 . Nr . 2929 . Kehl . Durch
Urthetl Großh . Amtsgerichts Kehl vom
14 . l . M . wird die Ehefrau des Mül¬

lers Jakob Lasch in Kork für berech¬
tigt erklärt , ihr Vermögen von dem
ihres Ehemannes abzusondern und in
eigene Verwaltung zu übernehmen .

Kehl, den 14 . Februar 1902 .
GerichtsschreiberetGr . Amtsgerichts .

Kopf .
Strafrechtspflege.

Ladung .
Q -492.3 . Emmen .dingen .

1 . Schuhmacher Johann H e ß , geboren
am 12 . Juni 1870 in Nählingen,
zuletzt daselbst wohnhaft,2 . Landwirth Wilhelm Sch natter ,
geboren am 20. Juli 1875 in Kön-
dringen, zuletzt daselbst wohnhaft ,

werden beschuldigt ,
Heß als Ersatzrrservist ,
Schnaiter als beurlaubter Reservist ,

ohne Erlaubniß ausgewandert zu sein-
Uebertretung gegen 8 36»

Nr . 3 des Str .G.B-
Dieselben werden auf Anordnung der

Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf
Dienstag , den 1 . April 1902,

Vormittags 9 Uhr ,
vor das Großh . Schöffengericht Emmen¬
dingen zur Hauptverhandlung geladen .

Bei unentschuldigtemAusbleibenwn>
den dieselben auf Grund der nach
der Strafprozeßordnung von demKönig »
Bezirkskommando zu Freiburg ausge¬
stellten Erklärung verurtheilt werden.

Emmendingen, den 7 . Februar 1A^-
Bierneisel , .

Gerichtsschreiber des Gr . Amrsgertchl

Q -ölSVcreiusregister
Bade«.

Zum Bereinsregister
33/34, Internationaler
in Baden - Baden , wurde un»" "
6 . Februar 1902 eingetragen: ,

Mitglieder des Vorstandes Md -
Fürst Max Egon zu Fürsten ^

»
Präsident , wohnhaft zu Donaue chmg^

Freiherr Engelbert von FurstWA
I . Bicep'räfidenk , wohnhaft zu
Dahlhausen bei Langschede (WeM ^ .

Graf Georg Lehndorff ,
stdent, wohnhaft zu Äraditz betT Ê

Baden, den 6 . Februar 1962-
Großh . Amtsgericht 1. —

Dru >* und Verlos de" G . B " ovn 'ichen Hokbuchdruckeret in Karlsruhe .
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